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Der Triumph Donald Trumps im 
Herbst 2016 hat einmal mehr 

gezeigt, dass die Wahl des amerika-
nischen Präsidenten weitreichende 
Konsequenzen für die US-Außenpo-
litik hat. Hätte Hillary Clinton ge-
wonnen, hätte sie einen ganz anderen 
Kurs verfolgt als Präsident Trump mit 
seinem „America First“. Die frühere 
Außenministerin hätte den Wert der 
NATO nicht infrage gestellt. Sie hätte 
auch den Verbündeten der USA keine 
Zölle auferlegt, um angeblich die na-
tionale Sicherheit zu schützen. Eben-
so wenig hätte sie zugleich Autokra-
ten gelobt und demokratisch gewähl-
te Politiker kritisiert.

Präsidentschaftswahlen haben 
wichtige Auswirkungen auf die 
US-Außenpolitik – umgekehrt gilt 
das allerdings nur selten. Die meis-
ten Amerikaner treffen ihre Wahlent-
scheidung aufgrund ihrer parteipoli-
tischen Bindungen und wegen innen
politischer Themen wie Arbeitsplätze, 
Steuern und Gesundheitsversorgung. 
Die Minderheit von Wählern, die sich 

von außenpolitischen Themen leiten 
lässt, kann bei einer knappen Wahl 
entscheidend sein, wenn diese Wäh-
ler in stark umkämpften Bundesstaa-
ten leben, wo die Marge zwischen Sieg 
und Niederlage schmal ist. Aber ins-
gesamt ist der außenpolitische Kurs 
der USA eine Folge der Wahlentschei-
dung und nicht ihre Ursache.

Trotz, nicht wegen

Diese Faustregel wird wahrscheinlich 
auch 2020 gelten. Dabei ist es nicht so, 
als ob sich die Amerikaner „America 
First“ zu eigen gemacht hätten. Im Ge-
genteil: Sie geben Präsident Trumps 
Außenpolitik sogar noch schlechte-
re Noten als seiner Präsidentschaft 
insgesamt. Aber die Bedenken, die 
Amerikaner wegen seiner Außenpo-
litik hegen, stehen in ihrer Rangfol-
ge von Anliegen und Sorgen ziemlich 
weit unten. Deswegen ist es unwahr-
scheinlich, dass „America First“ den 
Wahlausgang bestimmt – gleichgültig, 
welche Entscheidung die Wähler im 
November 2020 letztendlich treffen. 

Von James M. Lindsay

Für Trumps Außenpolitik gibt es unter amerikanischen Wählern keine Mehr-
heit. Bei der Wahlentscheidung 2020 dürfte sie dennoch keine Rolle spielen

Die nationale Wahl
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Die Vorstellung, dass eine US-Prä-
sidentschaftswahl mit außenpoliti-
schen Themen entschieden werden 
könnte, gehört zu den fixen Ideen 
amerikanischer Politik – oft disku-
tiert, aber selten erlebt. Die Wahl von 
1968 wird häufig als Beispiel genannt, 
weil die amerikanische Öffentlichkeit 
damals wegen des Vietnamkriegs tief 
gespalten war. Aber die Unterschiede 
zwischen Wahlsieger Richard Nixon 
und Hubert Humphrey in der Viet-
nampolitik waren klein. In ähnlicher 
Weise wird der Sieg Ronald Reagans 
1980 oft auf das Geiseldrama im Iran 
und den sowjetischen Einmarsch in 
Afghanistan zurückgeführt. In Wahr-
heit spielten wirtschaftliche Proble-
me, vor allem die hohe Arbeitslosig-
keit und die noch höheren Zinsen, 
eine sehr viel größere Rolle. 

In ähnlicher Weise sind auch Do-
nald Trumps Wahlkampfattacken auf 
trittbrettfahrende Verbündete und 
auf unfaire Handelspraktiken für sei-
nen Sieg verantwortlich gemacht wor-
den. Die Beweislage ist jedoch bes-
tenfalls durchwachsen. Trumps Sieg 
hing mit Sicherheit davon ab, die drei 
industriell geprägten Staaten Michig-
an, Pennsylvania und Wisconsin zu 
gewinnen. Das war seit 1984 keinem 
Kandidaten der Republikaner mehr 
gelungen, und hier traf Trumps Ab-
lehnung von Handelsabkommen auf 
große Zustimmung. 

Dennoch erhielt Clinton landes-
weit fast drei Millionen Stimmen 
mehr als Trump. Außerdem waren 
die wirtschaftlichen Sorgen der ame-
rikanischen Öffentlichkeit im Vorfeld 
der Wahlen zurückgegangen. Schließ-
lich stellten sich die meisten Anhän-
ger der Republikaner auch nicht ge-
gen Freihandel, sondern unterstütz-
ten ihn. Das legt nahe, dass sie Trump 

nicht wegen, sondern trotz seiner An-
griffe auf Handelsabkommen wählten. 
Wie John Sides, Michael Tesler und 
Lynn Vavreck in ihrem Buch „Identity 
Crisis“ zeigen, verdankte Trump sei-
nen Sieg nicht so sehr dem 
Umstand, dass sich seine 
Wähler Sorgen über die 
Globalisierung oder Ame-
rikas Rolle in der Welt 
machten. Vielmehr beruh-
te er auf Clintons Unfähigkeit, ihre 
eigene Basis zu mobilisieren, und auf 
Trumps Geschick bei der Kultivierung 
ethnischer und kultureller Ressenti-
ments weißer Amerikaner.

Verschiedene Faktoren erklären, 
warum Außenpolitik Präsident-
schaftswahlen im Allgemeinen nur 
am Rande beeinflusst. Der wichtigs-
te Grund: Die meisten Wähler hegen 
konsistente Parteipräferenzen, sie 
stimmen für den Kandidaten ihrer 
Partei, egal wer er oder sie ist. 2016 
haben etwa neun von zehn Wäh-
lern, die sich selbst als Demokraten 
bezeichneten, für Clinton gestimmt. 
Bei den Republikanern votierte ein 
vergleichbarer Anteil nach eigenen 
Angaben für Trump. Langzeitstu
dien über Wählerverhalten zeigen, 
dass sich mehr als acht von zehn Wäh-
lern 2012 und 2016 für den Kandida-
ten derselben Partei entschieden. Ob-
wohl Mitt Romney 2012 eine völlig 
andere außenpolitische Vision vertrat 
als Trump 2016, gaben 88 Prozent der 
Romney-Wähler an, auch für Trump 
gestimmt zu haben. 

Ein weiterer Grund ist, dass hei-
mische Probleme den Wählern fast 
immer wichtiger sind als Probleme im 
Ausland. So stellte das Umfrageinsti-
tut Gallup fest, dass im Vorlauf der 
Wahl 2016 nur 13 Prozent der Wäh-
ler Außenpolitik als das wichtigste 
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Problem des Landes beschrieben. Im 
Gegensatz dazu nannten 27 Prozent 
wirtschaftliche Themen. Den Um-
frageinstituten zufolge findet sich 
zwar oft eine Mehrheit von Wählern, 
die sagt, dass außenpolitische Fragen 
einen Einfluss auf ihre Stimmabgabe 
haben. Aber ihr Anteil ist trotzdem 
noch erheblich niedriger als der Pro-
zentsatz derer, die dasselbe über die 
Wirtschaft sagen. 

Der vielleicht schlagendste Be-
weis, wie wenig Außenpolitik die 
Wähler beeinflusst, ist jedoch, wen sie 
letztlich wählen. Außer George H.W. 

Bush verfügte kein einzi-
ger Präsident von Ronald 
Reagan bis Donald Trump 
über außenpolitische Er-
fahrung, als er sein Amt 
antrat. Sie alle besiegten 

Gegner mit beachtlichen außenpoliti-
schen Qualifikationen. Und was Prä-
sident Bush den Älteren betrifft, ver-
lor er seine Wiederwahl, obwohl er 
den wahrscheinlich größten außen-
politischen Erfolg aller Präsidenten 
seit dem Zweiten Weltkrieg vorwei-
sen konnte. 

Obwohl die Außenpolitik offen-
kundig eine Nebenrolle spielt, wenn 
Amerikaner ihre Präsidenten wäh-
len, bedeutet das nicht, dass sie völ-
lig irrelevant dafür ist, wer in das 
Weiße Haus einzieht. Außenpolitik 
– oder doch zumindest einzelne au-
ßenpolitische Fragen – können für ei-
nige Gruppen von Wählern wichtig 
sein, ob sie nun Amerikaner kubani-
scher Herkunft in Florida, Milchbau-
ern in Wisconsin oder Stahlarbeiter 
in Pennsylvania sind. Und wenn am 
Ende nur 78 000 Stimmen über eine 
Präsidentschaft entscheiden, wie es 
2016 der Fall war, oder sogar nur 
537 Stimmen, wie im Jahr 2000, kann 

man praktisch jede Wählergruppe als 
entscheidend ansehen. 

Internationalismus bevorzugt 

Könnte 2020 zur Ausnahme der Regel 
werden? Mit Sicherheit wird Trumps 
erneute Kandidatur die These auf die 
Probe stellen, dass innenpolitische 
Themen für die Stimmabgabe ent-
scheidend sind. Während seiner ers-
ten beiden Jahre im Amt hat Trump 
die traditionelle Ausrichtung der 
US-Außenpolitik gesprengt. Er hat 
sich Artikel 5 des NATO-Vertrags (die 
gegenseitige Beistandspflicht) nur wi-
derwillig zu eigen gemacht und hin-
terfragt, warum die Vereinigten Staa-
ten Verbündete wie Montenegro ver-
teidigen sollen. Er hat einen Handels-
krieg mit China begonnen, der sich 
als nicht leicht zu gewinnen heraus-
stellte, er hat den engsten Verbünde-
ten Amerikas Strafzölle auf Stahl und 
Aluminium auferlegt und er hat die 
Europäische Union als „Feind“ be-
zeichnet. Auch hat Trump wiederholt 
bezweifelt, dass Russland sich in die 
2016er Wahl eingemischt hat. Er hat 
im selben Zuge Autokraten wie Wla-
dimir Putin und Kim Jong-un gelobt 
und demokratisch gewählte Politike-
rinnen wie Angela Merkel und The-
resa May kritisiert.

Es ist offensichtlich, dass die Ame-
rikaner sich mehrheitlich nicht mit 
„America First“ identifizieren. Eine 
Umfrage von CBS News vom Mai 2019 
zeigte, dass nur 39 Prozent Trumps 
außenpolitischem Handeln zustim-
men. Das war etwas weniger als die 
Zustimmung, die Trump insgesamt 
erhielt (41 Prozent). Detaillierte Um-
fragen des Chicago Council on Global 
Affairs, das seit über vier Jahrzehn-
ten die Meinungen der Öffentlichkeit 
zur Außenpolitik beobachtet, zeigen, 



IP • Juli / August 2019� 83

Die nationale Wahl

dass die Öffentlichkeit Trumps iso-
lationistische und unilaterale Ein-
stellungen ablehnt. Die Umfrage des 
Councils von 2018 ergab, dass 70 Pro-
zent der Amerikaner sich wünschen, 
die Vereinigten Staaten würden eine 
aktive Rolle in der Welt spielen, 6 Pro-
zentpunkte mehr als zum Zeitpunkt 
von Trumps Wahl. Drei Viertel spre-
chen sich dafür aus, die Verpflichtun-
gen der USA im Rahmen der NATO 
aufrechtzuerhalten oder zu verstär-
ken. Es gibt auch jeweils eine Mehr-
heit, die einverstanden ist, dass die 
USA Estland, Lettland und Litauen 
sowie Japan und Südkorea verteidi-
gen, falls diese angegriffen werden.

So viel auch darüber gesprochen 
wird, dass die Globalisierung dazu ge-
führt habe, dass die Amerikaner heu-
te Freihandelsgegner seien – Umfra-
gen zeigen regelmäßig, dass die Unter-
stützung für Handel unter Trump ge-
stiegen ist. So veröffentlichte Gallup 
im Februar 2019 eine Umfrage, nach 
der jeweils eine Mehrheit von Ameri-

kanern glaubt, dass Handel sich über-
wiegend positiv auf Innovationen, das 
US-Wirtschaftswachstum, die Ver-
braucherpreise und sogar amerika-
nische Arbeitsplätze auswirke. Die-
se positiven Einstellungen übertra-
gen sich auch auf einzelne Handels-
abkommen. Die Umfrage des Chicago 
Councils ergab, dass sechs von zehn 
Amerikanern eine Mitgliedschaft 
der USA im Handelsabkommen TPP 
unterstützten. Ein ähnlich hoher 
Prozentsatz sprach sich dafür aus, 
dem ohne US-Beteiligung gegründe-
ten TPP-Ersatzvertrag beizutreten, 
dem aus elf Mitgliedern bestehenden 
Comprehensive and Progress Agree-
ment for Trans-Pacific Partnership 
(CPTPP). 

Das Missfallen der Öffentlichkeit 
an Trumps Außenpolitik sieht man 
auch an anderen Punkten. Umfra-
gen zeigen immer wieder, dass deut-
liche Mehrheiten von Amerikanern 
gegen den Austritt der USA aus dem 
Pariser Klimaabkommen und dem 
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Atomabkommen mit dem Iran sind. 
Tatsächlich zeigt die Umfrage des 
Chicago Council, dass die öffentliche 
Unterstützung für beide Abkommen 
während der ersten 18 Monate von 
Trumps Amtszeit gestiegen ist. Zwei 
von drei Amerikanern sprechen sich 
gegen die Entscheidungen des Präsi-
denten aus. 

Die Einstellungen gegenüber 
„America First“ verlaufen entlang 
parteipolitischer Linien. Republika-
ner unterstützen Trumps Außenpo-
litik weitaus häufiger als es Demo-
kraten tun, während die unabhängi-

gen Wähler irgendwo zwi-
schen beiden liegen. Aber 
ebenso wie bei den Ame-
rikanern insgesamt zeigen 
auch die Republikaner ge-
ringere Unterstützung für 

Trumps außenpolitischen Kurs als 
beispielsweise für seine Wirtschafts-
politik. In Bezug auf mehrere The-
men hat sein Rückhalt bei den Re-
publikanern ab- und nicht zugenom-
men. Man betrachte nur das Pariser 
Abkommen: Die Umfrage des Chica-
go Council zeigt, dass der Anteil von 
Demokraten, die das Abkommen un-
terstützen, 2017 und 2018 konstant 
blieb, während er bei den Republika-
nern um neun Punkte wuchs.

Dass Amerikaner eine weniger 
isolationistische, weniger unilaterale 
und stärker auf Zusammenarbeit aus-
gerichtete Außenpolitik bevorzugen, 
bedeutet aber nicht, dass sie sie auch 
aktiv einfordern. Weil die meisten 
Amerikaner Außenpolitik als nach-
geordnet betrachten, richten sie ihre 
Wahlentscheidung auch nur selten da-
ran aus, ob sie mit den außenpoliti-
schen Entscheidungen eines Präsiden-
ten oder den Positionen eines Kandi-
daten einverstanden sind. In diesem 

Sinne ist eine internationalistische 
Außenpolitik eine Präferenz und kei-
ne Bedingung. 

Die politische Lehre für 2020 ist 
klar: Die Präsidentschaftskandida-
ten der Demokraten stehen nicht un-
ter politischem Zwang, Trumps au-
ßenpolitische Überzeugungen nach-
zuahmen. Sie haben die Möglichkeit, 
ein politisches Bündnis für eine tra-
ditionellere und weniger nationalisti-
sche US-Außenpolitik zu schmieden, 
wenn sie das wollen. Jedoch gibt es 
keine Dynamik der öffentlichen Mei-
nung, die sie dazu zwingen würde.

Demokraten blicken nach innen

Bis Juni 2019 hatten 23 Demokra-
ten – eine Rekordzahl – ihre Kandi-
datur für die Nominierung als Prä-
sidentschaftskandidat erklärt. Trotz 
der großen Zahl von Bewerbern ver-
fügen nur wenige über relevante au-
ßenpolitische Erfahrungen. Noch 
kleiner ist die Zahl derer, die außen-
politische Themen in den Mittel-
punkt ihrer Kampagne rücken. Eine 
Zusammenstellung der Washington 
Post vom April 2019 über die Beiträge 
der Kandidaten in den sozialen Medi-
en zeigt, dass mit Ausnahme des Kli-
mawandels außenpolitische Fragen 
nur bei drei Kandidaten eine größe-
re Rolle spielten. Nur für einen Kan-
didaten standen außenpolitische Fra-
gen an erster Stelle. Selbst Joseph Bi-
den, der als ehemaliger Vorsitzender 
des Auswärtigen Ausschusses im Se-
nat und ehemaliger Vizepräsident von 
allen demokratischen Bewerbern die 
bei weitem größte außenpolitische 
Erfahrung vorweisen kann, erwähn-
te in seinem Ankündigungsvideo Au-
ßenpolitik nicht einmal.

Die geringe Aufmerksamkeit, die 
die demokratischen Kandidaten den 
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Ereignissen im Ausland schenken, 
führte absehbarerweise zu Appel-
len, der Außenpolitik mehr Gewicht 
zu geben. Aber der Fokus der Kandi-
datinnen und Kandidaten nach innen 
statt nach außen spiegelt mehr wider 
als ihren Hintergrund und ihre per-
sönlichen Interessen. Es ist eine rati-
onale Entscheidung: Außenpolitische 
Fragen bedeuten den Wählern in den 
demokratischen Vorwahlen relativ 
wenig; was zählt, sind die innenpoli-
tischen Themen und ob ein Kandidat 
eine plausible Chance hat, Präsident 
Trump zu besiegen. 

So stellte eine Umfrage von Mor-
ning Consult fest, dass die Gesund-
heitsversorgung (25 Prozent) und die 
Wirtschaft (22 Prozent) die wichtigs-
ten Themen für demokratische Wäh-
ler sind. Die nationale Sicherheit 
(8 Prozent) lag weit dahinter. Eben-
so zeigte eine Umfrage von HuffPost/
YouGov vom Mai 2019, dass 52 Pro-
zent der demokratischen Wähler wol-
len, dass ihre Partei den Kandidaten 
nominiert, der die besten Aussichten 
hat, Trump zu besiegen. Dagegen be-
vorzugen nur 38 Prozent den Kandi-
daten, der ihren Ansichten in Sach-
fragen am ehesten entspricht.

Allerdings gibt es ein außenpoli-
tisches Thema, das bei Wählern der 
Demokraten durchaus auf Resonanz 
trifft: den Klimawandel. Nach einer 
CNN-Umfrage vom Frühjahr 2019 
sagen acht von zehn demokratischen 
Wählern, es sei „sehr wichtig“, dass 
der Kandidat, den die Demokraten 
am Ende aufstellen, für eine aktive 
Klimapolitik sei. Allerdings sind sich 
alle demokratischen Präsidentschafts-
bewerber, die bisher ihre Kandidatur 
angekündigt haben, einig, dass Hand-
lungsbedarf besteht. Somit ist es un-
wahrscheinlich, dass das Thema ei-

nem von ihnen besonders nutzt. Tat-
sächlich liegt der einzige Kandidat, 
der den Klimawandel zum zentralen 
Thema seines Wahlkampfs gemacht 
hat, Jay Insley, Gouverneur des Bun-
desstaats Washington, sieben Monate 
vor den ersten demokratischen Vor-
wahlen in den Umfragen ganz hinten. 

Heißes Eisen Klimawandel

Dennoch dürfte der Klimawandel 
noch am ehesten zum Wahlkampfthe-
ma werden. So viele Amerikaner wie 
nie glauben, dass mensch-
liches Handeln das Klima 
verändert und dass dies 
den Vereinigten Staaten 
schadet. Lang andauernde 
Hitzewellen, Rekordstür-
me und anderes Extremwetter könn-
ten die Öffentlichkeit noch mehr in 
Sorge versetzen und das Thema zur 
großen Streitfrage machen. 

Eine Debatte über Klimawandel 
muss jedoch nicht unbedingt dem de-
mokratischen Präsidentschaftskandi-
daten nützen. Zwar sagen die Demo-
kraten – ebenso wie viele Wähler, die 
sich selbst als unabhängig beschreiben 
–, die Verringerung der Treibhaus-
gas-Emissionen und die Linderung 
des Klimawandels müssten beim Re-
gierungshandeln Vorrang genießen. 
Doch besteht kein Konsens darüber, 
wie dieser Herausforderung begegnet 
werden soll und was es kosten darf. 

Dies bietet der Trump-Kampagne 
eine große Angriffsfläche: Sie wird 
die Klimapolitik des demokratischen 
Bewerbers so darstellen, als führe die-
ser Krieg gegen die US-Wirtschaft. 
Ein weiterer Vorwurf ist womöglich, 
dass der demokratische Kandidat mit 
seiner Klimapolitik die Freiheiten 
der Amerikaner untergräbt, indem er 
einschränkt, welche Autos die Leute 
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fahren und welche Nahrungsmittel 
sie essen dürfen. Auf solche Argu-
mente beriefen sich die Republika-
ner auch schon bei ihren Angriffen 
auf den „New Green Deal“, den pro-
gressive Demokraten im Kongress im 
Nachgang zu den Zwischenwahlen 
2018 vorgeschlagen hatten.

Ein weiteres außenpolitisches 
Thema mit dem Potenzial, die Wahl 
2020 zu beeinflussen, ist der Handel 
– besonders, wenn das Ergebnis der 

Wahl, so wie schon 2016, 
von den Stimmen der In-
dustriearbeiter im Mitt-
leren Westen abhängt. 
Wenn es im Wahlkampf 
um Handelspolitik ging, 

gehörten die lautesten – wenn auch 
nicht unbedingt die einflussreichs-
ten – Stimmen seit Jahrzehnten den 
Gruppen, die argumentieren, dass 
Freihandelsabkommen Arbeitsplätze 
und Unternehmen kosten. Nachdem 
nun aber Trump schon häufiger neue 
Zölle verhängt hat, wird deutlich, 
dass Protektionismus ebenfalls Kos-
ten verursacht. Die Vergeltungszölle 
haben amerikanischen Exporteuren 
geschadet. Viele von ihnen büßen zu-
dem in wichtigen Auslandsmärkten 
Marktanteile ein, weil US-Handels
partner inzwischen Abkommen wie 
CPTTP ausgehandelt haben, die die 
USA außen vor lassen. 

Dennoch wird es für die Demo-
kraten nicht leicht, von dem Schaden 
zu profitieren, den Trumps Protektio-
nismus verursacht. Sie haben sich seit 
Langem – ob aus Überzeugung oder 
aus politischem Kalkül – als die Par-
tei positioniert, die den Nutzen von 
Freihandel mit besonderer Skepsis be-
trachtet. Senator Bernie Sanders lehnt 
multilaterale Freihandelsabkommen 
vermutlich mindestens so sehr ab wie 

Donald Trump. Er ist auch nicht der 
einzige; die Haltung zum Freihandel 
ist für die Demokraten eine Glaubens-
frage. Die kalifornische Senatorin Ka-
mal Harris sah sich bemüßigt zu ver-
sichern, dass sie gegen das Nordame-
rikanische Freihandelsabkommen 
NAFTA gestimmt hätte – ein Abkom-
men, das der Senat 23 Jahre vor ih-
rem Einzug dort verabschiedet hatte. 
Die interne Parteiendynamik könnte 
dazu führen, dass der Kandidat, den 
die Demokraten am Ende aufstel-
len, in der Handelspolitik eine Art 
„Trump Lite“ vertritt. Das bedeutet, 
er würde über Einzelheiten der Ent-
scheidungen des Präsidenten streiten, 
ohne Trumps grundsätzliche Behaup-
tung infrage zu stellen, dass die Dein-
dustrialisierung Amerikas die Folge 
von Handelsabkommen ist, und nicht 
die von technologischen Versäumnis-
sen und schlechter Politik.

In der Chinapolitik besteht das-
selbe Problem. Überparteiliche Ein-
mütigkeit mag in Washington selten 
sein, für den Umgang mit Peking gibt 
es sie. Der Konsens, der fast 20 Jah-
re lang zwischen Demokraten und 
Republikanern bestand, wonach 
die Integration Chinas in die Welt-
wirtschaft der US-Wirtschaft nützt 
und China zu einem „verantwor-
tungsvollen internationalen Teilha-
ber“ macht, ist gründlich umgeschla-
gen. Peking gilt nun als Akteur, der 
die Regeln des Handelssystems aus-
nutzt. Demzufolge versucht China, 
nicht nur „die Regeln des Spiels zu 
bestimmen“, wie Präsident Xi Jin-
ping es ausdrückt, sondern auch „die 
Spielflächen zu errichten, auf denen 
die Spiele gespielt werden“. Egal, ob 
der neue Konsens die Situation trifft, 
er führt dazu, dass die Demokraten 
eher über Trumps spezifische Takti-
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ken debattieren als seinen grundsätz-
lichen Kurs infrage stellen werden.

Ein unkalkulierbares Element in 
der 2020er Wahl ist der Einsatz mili-
tärischer Gewalt. Im Wahlkampf 2016 
hatte Trump die US-Interventionen 
in Afghanistan und Irak als fehlge-
leitet angeprangert. Diese Kritik traf 
bei vielen Amerikanern auf Zustim-
mung, selbst wenn sie die anderen au-
ßenpolitischen Vorschläge Trumps ab-
lehnten. Obwohl Amerikaner wollen, 
dass sich ihr Land in der Welt enga-
giert, haben sie die Einsätze in Afg-
hanistan und Irak zutiefst skeptisch 
gestimmt, was den Einsatz militäri-
scher Gewalt angeht. Erst recht gilt 
das, wenn das Ziel ein Regimewech-
sel ist. Aber im späten Frühjahr 2019 
nahmen die Spannungen mit dem Iran 
und Venezuela zu, was zu Spekulati-
onen führte, dass militärische Kon-
flikte mit einem oder beiden Ländern 
bevorstehen könnten. Trump bemüh-
te sich sofort, die Diskussion zu un-
terdrücken. Insbesondere sagte er, er 
strebe keinen Regimewechsel im Iran 
an. Aber jede Entscheidung zum Ein-
satz militärischer Gewalt kann die 
Wahlen beeinflussen. Welchem Kan-
didaten sie nützen würde, würde da-
von abhängen, was die Öffentlichkeit 
als Ursache des Konflikts ansieht und 
wie die Kämpfe verlaufen. 

Nicht überzeugt

Die Präsidentschaftswahl 2016 führte 
zu einem Kurswechsel in der US-Au-
ßenpolitik. In seinem Wahlkampf 
versprach Donald Trump, in der Au-
ßenpolitik andere Ziele anzustreben 
und sie auf andere Art zu verfolgen. 
„America First“ war kein vorrangiger 
Grund für Trumps Überraschungs-
sieg – seine Appelle an die Identität 
der Weißen, die Schwächen seiner 

Gegnerin und die Polarisierung der 
Öffentlichkeit spielten eine viel grö-
ßere Rolle. Dennoch hielt Trump im 
Amt Wort. Statt die Führung gegen-
über Amerikas Verbünde-
ten, Partnern und Freun-
den zu übernehmen, um 
gemeinsame Herausfor-
derungen anzugehen, ver-
folgt er eine nationalis-
tische und protektionistische Au-
ßenpolitik, die von seinem Blick auf 
Amerikas engstirnigen Eigennutz be-
stimmt ist. 

„America First“ hat die meisten 
Amerikaner nicht überzeugt. Sie er-
teilen Trump schlechte Noten für sei-
ne Außenpolitik. Dies hat in den Ver-
einigten Staaten ebenso wie in der üb-
rigen Welt die Meinung aufkommen 
lassen, die Amerikaner würden 2020 
einsehen, welchen Schaden Trump 
den Interessen der USA im Ausland 
zugefügt hat. Sie würden dann einen 
Kandidaten wählen, der für die Rück-
kehr zu einer traditionelleren Rolle 
der USA in der Welt steht. 

Natürlich ist es gut möglich, dass 
Trump nur eine Amtszeit regiert. 
Doch seine außenpolitischen Ent-
scheidungen werden dafür vermutlich 
nicht den Ausschlag geben. US-Präsi-
dentschaftswahlen drehen sich fast 
immer um innenpolitische Fragen, 
und wenn es nicht zu außergewöhn-
lichen Ereignissen kommt, dürfte sich 
diese Regel auch 2020 bewahrheiten.
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